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1 Die stille Voraussetzung der UN-BRK 

Am „Übereinkommen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“ (UN- 
BRK)1 führt kein Weg mehr vorbei. Seit ihrer Verabschiedung im Jahr 2006 be
stimmen die Konvention und ihr „Fakultativprotokoll“, wie aus der sozialen Fra
ge nach einer Behinderung die Inklusion von Menschen mit Behinderungen zu 
entwickeln ist. Statt einer individuellen Beeinträchtigung, die gesellschaftlich be
arbeitet wird, steht in und mit der Konvention ein selbstbestimmtes Leben aller 
im Mittelpunkt. Die UN-BRK stiftet die normative Grundlage, wie ein solches Le
ben in seinen basalen Zügen vorzustellen ist, und leitet dessen Verwirklichung in 
den 193 Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen (UN) an. Dennoch werden knapp 
20 Jahre nach ihrer Verabschiedung Menschen mit Behinderungen nirgends auf 
der Welt gleichberechtigt und -behandelt. Auch im Kontext der UN-BRK bleibt 
die menschenrechtspolitische Normalität dadurch gekennzeichnet, dass sich we
niger die erklärten Rechte als die Möglichkeiten universalisieren, diese Situation 
als eine Verletzungserfahrung zu verstehen und zu artikulieren. Doch wäre es fa
tal, von einer noch so mangelhaften Realisierung von Menschenrechten auf ein 
Scheitern ihrer Erklärung zu schließen. Zu hoch ist nicht nur die moralische, son
dern ganz reale Fallhöhe für all diejenigen, deren Lebensbedingungen von einer 
wirksamen Menschenrechtsbestimmung abhängen. Umso wichtiger ist es des
halb, dem Umstand nicht aus dem Weg zu gehen, dass die UN-BRK im Scheitern 
begriffen ist. 

Die zahlreichen Fortschritte, die einer solchen Diagnose reflexhaft entgegen
gehalten werden können, versinnbildlichen nachdrücklich den titelgebenden Im
puls eines Haderns mit der UN-BRK. Dieser moralische Reflex repräsentiert die 
beständige Hoffnung auf eine inklusive Gesellschaft, die alle Bemühungen recht
fertigt. Doch die Rückschritte im Fortschritt beispielsweise dort, wo Inklusion als 
Sparmaßnahme missverstanden wird, oder aber auch das systematische Ausblei
ben grundlegender Veränderungen, wie im Kontext der Werkstätten für behin
derte Menschen, erinnern nachdrücklich, dass eine tatsächlich politische Gleich
heit für marginalisierte Menschen mit einem immens ungleichen Aufwand ver
bunden ist. Zwischen Idealismus und Pragmatismus, Ohnmacht und Aktionis
mus sowie Wut und Trauer über die andauernde soziale Verdrängung von Men
schen mit Behinderungen, die selbst noch die Inanspruchnahme basaler Rechte 

1 Gesetz zu dem Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über die Rech
te von Menschen mit Behinderungen sowie zu dem Fakultativprotokoll vom 13. Dezember 2006 
zum Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderun
gen, BGBl. 2008 II, S. 1419. 
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umwälzend erscheinen lässt, bildet ein Hadern mit der UN-BRK den unumgäng
lichen Ausgangspunkt dieser Studie. Im Ringen mit dieser schicksalhaften Situa
tion ist der Versuch formuliert, der Resignation nicht nachzugeben, die sich im
mer wieder einzustellen droht, ohne die berechtigten Gründe für dieses Gefühl 
zu leugnen. 

Die spürbar unauflösbaren Ambivalenzen tragen somit die Suchbewegungen 
der vorliegenden Untersuchung der UN-BRK. Die Normalität der Menschenrech
te ist überhaupt nicht zu greifen, ohne ihre widersprüchlichen Facetten zugrunde 
zu legen. Nichtsdestotrotz sind es genau diese Momente, die im vielschichtigen 
Kampf um menschengerechte Verhältnisse in den Hintergrund treten. Die be
merkenswerte Stärke moderner Menschenrechte, einerseits eine international 
verbindliche sowie verständliche Beschreibung von Missachtungserfahrungen 
zu bieten und andererseits diese Beschreibungen stets entlang einer beständig 
versagenden Realität zu aktualisieren, wird mit ihrer juristischen Verbindlichkeit 
kurzgeschlossen. Dabei ist zweifelsohne die verpflichtende Übersetzung morali
scher Menschenrechtsnormen in kodifizierte Rechtsansprüche in den Vertrags
staaten eine entscheidende Entwicklung gegenüber der „Allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte“ von 1948 (Joas, 2015, S. 276). Menschenrechtserklärungen 
blieben ohne diesen Verpflichtungscharakter weitestgehend gegenstandslos 
(Brunkhorst, 2012b, S. 103). Mit der Tendenz hingegen, im Kampf um Grund
rechte jene herrschaftskritische mit einer Herrschaft legitimierenden Funktion 
zu identifizieren, werden zunächst weitreichende Forderungen begrenzt. Im 
Angesicht realer Dringlichkeit verselbstständigen sich politische Umsetzungs
prozesse in einer Weise, die an den Konventionszielen vorbeizuführen drohen. 
Die Perspektive selbstbestimmter Lebensbedingungen wird zum Versprechen 
einer juristischen Eindeutigkeit, die der Realität erst nicht standhält und sich 
schließlich zur stillen Voraussetzung einer vermeintlichen Gleichheit verflüch
tigt. Dann schreibt die erste Menschenrechtserklärung des 21. Jahrhunderts zwar 
völkerrechtliche Rekorde, als dass keine der bisherigen Menschenrechtskonven
tionen derart schnell und zahlreich unterzeichnet und ratifiziert worden ist 
(Degener/Witzmann, 2023, S. 17), wird aber genau darin zum Präzedenzfall, wie 
die herrschaftskritische Wirkung von Menschenrechten durch ihre Bestätigung 
begrenzt werden kann. 

Ein lebendiges Beispiel für die stille Voraussetzung der UN-BRK findet sich in 
der deutschen Diskussion um die Reichweite eines inklusiven Bildungssystems 
gemäß Artikel 24 UN-BRK. Nicht nur ging damit eine thematische Engführung 
des evozierten Wandels auf Bildungsprozesse einher (Moser, 2019, S. 37), son
dern gleichzeitig eine Verallgemeinerung des sonderpädagogischen Förderbe
darfs (Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik 
Deutschland [KMK], 2024, S. 4). Beide Entwicklungen unterstreichen, dass auch 
in mangelhaften Umsetzungsprozessen Transformationen vollzogen werden. 
Doch weder ist eine „neue Klasse an ,Förderfällen‘ […] unter den Bedingungen der 
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Inklusion“ (Willmann/Bärmig, 2020, S. 111) menschenrechtlich akzeptabel noch 
die weiterhin steigende Zahl an Schüler*innen im „harten Kern“ (Feuser, 2024, 
S. 80) der Förderschwerpunkte geistige sowie emotional-soziale Entwicklung 
einfach hinzunehmen (KMK, 2024, S. 6). Dass es sich hierbei deutlich um eine 
mangelhafte Umsetzung der UN-BRK handelt, hat der „Ausschuss für die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen“ (BRK-Fachausschuss, engl. Committee on the 
Rights of Persons with Disabilities [CRPD/C]) Deutschland in seinen Conclud
ing Observations (CO) im Jahr 2023 erneut attestiert (CRPD/C/DEU/CO2-3). 
Die dieses Urteil teilende erziehungswissenschaftliche Inklusionsforschung zeigt 
schließlich, wie schwierig es zu verhindern ist, dass mit diesen kontrainduzierten 
Effekten eine verletzende Normalität konserviert wird. 

Dass nun gerade aus der Sonderpädagogik heraus ein Hadern mit der 
UN-BRK formuliert wird, muss demnach für all diejenigen bedrohlich wirken, 
für die sich die schicksalhafte Normalität fortsetzt. Immerhin bildet das „Not
hing about us without us“ der internationalen Behindertenrechtsbewegung das 
Fundament der UN-BRK. Es hat nicht nur die Formulierung der UN-BRK im 
„Ad-Hoc-Ausschuss zur Konvention über die Rechte von Menschen mit Behin
derungen“ von 2002 bis 2006 getragen (Degener/Begg, 2019), sondern setzt 
sich genauso in der Arbeit des BRK-Fachausschusses fort (CRPD/C/GC/7, Abs. 
4). Dieses partizipative Anspruchsniveau, hinter dem bisher noch alle Umset
zungsprozesse zurückgeblieben sind, hat auch für eine inklusionsorientierte 
Pädagogik die nachhaltige Herausforderung hinterlassen, entsprechende Analy
se- und Handlungsbezüge herzustellen (Flieger/Schönwiese, 2011, S. 32). 

Es lässt sich allerdings feststellen, dass trotz der mittlerweile unüberschau
baren Menge an Literatur zum Thema der Inklusion von Menschen mit Behinde
rungen die UN-BRK mit wenigen Ausnahmen außen vor geblieben ist (Degener/ 
Butschkau, 2020, S. 134). Stattdessen scheint sie lediglich eine Diskussion zu 
legitimieren, deren Tradition in die westdeutschen Integrationsschulversu
che der 1980er Jahre zurückreicht (Willmann/Bärmig, 2020, S. 102–103). Aus 
dieser mittlerweile dominanten Erzählung heraus erscheint die UN-BRK als 
bloße Bestätigung des bereits Geforderten. Doch, obwohl eine fast fünfzigjäh
rige Geschichte des Ausbleibens eines Allgemeinen Bildungssystems mitsamt 
dazugehöriger Pädagogik noch nachdrücklicher als die vergangenen 20 Jahre 
nach einer Phase der kontemplativen Reflexion verlangt, dominieren stärker 
als je zuvor empirische Ansätze. In diesen kommt der UN-BRK nicht nur eine 
legitimatorische Funktion zu, sondern sie wird darüber hinaus als „Quasi-Theo

rie“ (Dederich/Felder, 2019, S. 91) den Versuchsaufbauten vorausgesetzt. Diese 
Dynamik ist allein deshalb verwunderlich, als dass menschenrechtsdogmatisch 
nicht einmal die Frage nach dem Stellenwert von Sonderschulen in einem inklu
siven Bildungssystem eindeutig zu klären ist (Faber/Roth, 2018, S. 40). In dieser 
Gemengelage aus formalrechtlicher Legitimierung und inhaltlicher Eingemein
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dung wird schlussendlich eine Auseinandersetzung mit der menschenrechtlichen 
Kritik aus dem Weg gegangen. 

Obwohl also der Wandel des Behinderungsbegriffs schon immer mit dem dis
ziplinären der Sonderpädagogik verbunden war (Moser, 2020, S. 87), sind es gera
de dessen normative Dimensionen, die mit der UN-BRK stillschweigend voraus
gesetzt werden. Doch gerade mit Blick auf die mangelhaften Umsetzungen und 
kontrainduzierten Effekte drängt sich die Frage auf, wie sich trotz der durchaus 
erreichten Fortschritte immer wieder die soziale Verdrängung von Menschen mit 
Behinderungen durchsetzen kann. Methodologisch zugespitzt ist in Bezug dar
auf offen, inwieweit sich der fortbestehende, aber dennoch verändernde Perso
nenkreis unter den Bedingungen der UN-BRK überhaupt noch adäquat erfassen 
lässt. Überraschen sollte es zumindest niemanden, dass mit den Sonderstruktu
ren auch die Kategorien aufgeweicht werden, wodurch der adressierte Personen
kreis ausgedehnt wird. Das Phänomen zeigt sich genauso im US-amerikanischen 
Bildungssystem (Powell, 2016, S. 240) wie bereits in der westdeutschen Öffnung 
psychiatrischer Anstalten am Ende der 1970er Jahre (Wellgraf, 2021, S. 115–116). 
Damit sich entlang solch ambivalenter Entwicklungen Ungerechtigkeit nicht un
sichtbar fortsetzt, braucht es Begriffe, mit denen soziale Veränderungen nachvoll
zogen werden können (Koch, 2016, S. 28). Diese Begriffe können genauso wenig 
vorausgesetzt wie ohne jede Empirie erklärt werden. 

Wolfang Jantzen spricht in diesem Sinne von einer „dialektische[n] Entschlüs
selung“ (2000, S. 178). Dabei reiche es weder aus, die Naturalisierung des sozialen 
Phänomens einer Behinderung zu kritisieren, noch den Marginalisierungserfah
rungen einen Freiheitsbegriff entgegenzusetzen. Beide Momente müssten viel 
eher in einem veränderten und seiner Geschichte bewussten Begriff aufgehoben 
werden (S. 168). Dass Jantzens Menschenrechtsverständnis dabei gerade nicht 
in einer rechtlichen Sphäre verbleibt, diese aber genauso wenig übergeht (Jant
zen/Mertens, 2001/2018, S. 223),2 zeichnet seine Betrachtungen aus, auch wenn 
er den menschenrechtlichen Entwicklungen keine größere Beachtung geschenkt 
hat. Immerhin, so eine hier entwickelte These, ist in der UN-BRK eine umfassen
de Sozialkritik mit einem empathischen Freiheitsversprechen vermittelt (Art. 1 
UN-BRK), auch, wenn bisher nicht abzusehen ist, inwieweit dieser menschen
rechtliche Behinderungsbegriff jemals „lebendig vollzogen wird“ (Horkheimer, 
1951/2014, S. 19). 

Mit dieser Studie ist nun der Versuch unternommen, einen veränderten Aus
gangspunkt im Umgang und Denken mit der UN-BRK zu erschließen. Ohne ihre 
völkerrechtliche Vertragsform zu übergehen oder ihre moralische Legitimation 
mit dieser zu identifizieren, gelten die sozialphilosophischen Betrachtungen der 

2 Neben der genutzten Erscheinung ist auch das Erstveröffentlichungsjahr angegeben, um eine 
zeitliche Einordnung der jeweiligen Ideen zu ermöglichen. Im Literaturverzeichnis finden sich 
nur die Angaben der genutzten Ausgabe, die stets die neuere ist. 
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menschenrechtlichen Normativität, durch die die UN-BRK als historische und 
soziale Form zugänglich wird (Waldschmidt, 2020, S. 70). Die hier entwickelten 
Ansätze einer kritischen Theorie der Sichtbarkeit von Menschen mit Behinderun
gen sind vor diesem Hintergrund ohne ihre menschenrechtlichen Bedingungen 
nicht zu verstehen, aber auch nicht auf sie zu begrenzen. Viel eher liegt ein Un
tersuchungsergebnis darin, dass sich selbstbestimmte Lebensbedingungen von 
Menschen mit Behinderungen nur noch rechtlich diskutieren lassen, ohne dass 
sie in Rechten vollzogen werden könnten. In dieser Hinsicht ist bereits der uni
versalistische Geltungsanspruch der Menschenrechte aporetisch verfasst: auf der 
einen Seite muss an der schrittweisen Etablierung von Menschenrechten festge
halten werden; auf der anderen muss darin die Erkenntnis bestimmend sein, dass 
die gesellschaftlichen Verhältnisse, die ihren Geltungsanspruch „nicht nur erlau
ben, sondern geradezu erfordern, [dessen] Verwirklichung nachhaltig blockieren“ 
(Schweppenhäuser, 1998, S. 262). Dieser Grundgedanke kennzeichnet die Heran
gehensweise der vorliegenden Untersuchung. Das titelgebende Hadern mit der 
UN-BRK soll gerade nicht überwunden werden, sondern den Charakter ihrer Aus
einandersetzung erfassen. 

Auch, wenn mit dieser Studie der interdisziplinäre Rahmen der Sonderpäd
agogik weit gespannt wird, bleibt das untergründige Untersuchungsziel stets auf 
sie verwiesen. Im Versuch eine menschenrechtsorientierte Inklusionsforschung 
einerseits an die sie legitimierende Voraussetzung rückzubinden und anderer
seits die UN-BRK aus ihrer Funktionalisierung zur Voraussetzung zu lösen, ist 
gleichzeitig eine professionelle Selbstreflexion aufgehoben. Sie gilt meinen Er
fahrungen, dass jede gleichheitsbezogene Praxis Subversion erfordert und da
bei im kafkaesken Dschungel deutscher Bürokratie stets erneut in Paternalismus 
umzuschlagen droht. Die Studie ist somit in der Hoffnung entstanden, dass sich 
aus der Reflexion menschenrechtlicher Grenzziehungen und den damit einherge
henden Grenzen Momente einer menschenrechtsbasierten Professionalität nach
vollziehen lassen, die ihre Begrenztheit zum Prinzip hat, ohne darüber den Kampf 
um selbstbestimmte Lebensbedingungen für jeden Einzelnen aufzugeben. In die
ser Hinsicht ist im Hadern mit der UN-BRK genauso ein überwältigendes Gefühl 
begrenzter Möglichkeiten aufgegriffen, ihr im Klassenraum oder in der Nachbar
schaft zu entsprechen. Gleichzeitig ist mit ihm aber auch eine Herangehenswei
se formuliert, diese Momente der Irritation und Abwehr oder des inneren Rin
gens mit einem menschenrechtsorientierten Selbstanspruch weder den Einzel
nen zum Vorwurf zu machen noch diese von einer Beschäftigung zu entlasten. Im 
Hadern mit der UN-BRK ist viel eher eine Erfahrung beschrieben, deren Diskus
sion ihrem aporetischen Charakter entsprechen muss, um schlussendlich men
schengerechte Handlungen in Aussicht zu stellen. 

Der Untersuchungsaufbau folgt nun der These, dass sich mit der Geltung 
der UN-BRK das soziale Phänomen von Behinderungserfahrungen verändert. In 
drei Hauptteilen wird der Frage nachgegangen, wie Behinderungserfahrungen 
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in der UN-BRK verstanden (Kap. 2), in Rechtsansprüchen verarbeitet (Kap. 3) und 
auf dieser Grundlage verändert werden sollen (Kap. 4). Damit verknüpft werden 
drei Phasen menschenrechtlicher Normativität beschrieben, in deren Verlauf 
die menschenrechtsbedingte Veränderung von Behinderungserfahrungen nach
vollzogen werden kann. Von den Entstehungsbedingungen (Kap. 2) über die 
Geltung im Dokument (Kap. 3) bis zur Durchsetzung (Kap. 4) der UN-BRK lässt 
sich so die Strukturierung einer Unsichtbarkeit zweiter Ordnung nachzeichnen. 
Obwohl darin das Phänomen der Unsichtbarkeit von Menschen mit Behinderun
gen zunächst gleich erscheint, ist es unter den veränderten Bedingungen anders 
strukturiert. Dieser Struktur folgend, das heißt die Unsichtbarkeit auf Grundlage 
der völkerrechtlichen Sichtbarkeit rekonstruierend, ist die Studie kritisch am 
universellen Versprechen selbstbestimmter Lebensbedingungen ausgerichtet. 

Vor diesem Hintergrund werden in „Die Bedeutung der UN-BRK“ (Kap. 2) 
aus dem normativen Profil der UN-BRK heraus Untersuchungsgegenstand und 
Forschungsfragen erarbeitet. In berücksichtigender Abgrenzung von moral
philosophischen Begründungsansätzen und juristischen Operationalisierungen 
wird darin gleichzeitig die sozialphilosophische Herangehensweise geschärft. 
Orientiert an Artikel 1 UN-BRK, dem Konventionszweck, wird die konventions
prägende Synthese aus menschenrechtlichem Universalismus und Behinderten
rechtsbewegung nachvollzogen. Zunächst werden anhand der Menschenwürde 
die Fragen erläutert, die im Allgemeinen anhand von Menschenrechten verhan
delt werden (Kap. 2.1). Daran anschließend wird dargestellt, wie die Einheit der 
UN-BRK völkerrechtlich möglich ist und menschenrechtsphilosophisch verstan
den werden kann (Kap. 2.2). Im letzten Abschnitt wird am menschenrechtlichen 
Modell von Behinderung gezeigt, welche Fragen konkret mit der UN-BRK aus
einandergesetzt werden und inwieweit eine sozialphilosophische Untersuchung 
an diese anschließen kann (Kap. 2.3). 

Im Zentrum der Studie stehen „Die Grenzen der UN-BRK“ (Kap. 3). Darin 
wird die These entwickelt, dass mit der UN-BRK zwar ein gleicher Status erreicht 
wird, gleichzeitig aber mit dessen Geltung Bedingungen etabliert werden, die 
eine erfahrbare Bestätigung dieses Status’ in konkreten Situationen unterlaufen. 
Die sich daraus ergebende Unsichtbarkeit prägt das Hadern mit der UN-BRK. 
Aufgebaut wird die These ausgehend von der Vision der UN-BRK, die exem
plarisch entlang von Artikel 12 UN-BRK, „Gleiche Anerkennung vor dem Recht“ 
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(Schattenübersetzung3), dargestellt wird (Kap. 3.1). In den konventionsinternen 
Grenzziehungen gegenüber Rechtsmodellen, durch die Menschen ein gleicher 
Status oder Zugang zu Rechten verwehrt wird, lässt sich das emphatische und 
mitunter kompromisslose Selbstbestimmungsverständnis der UN-BRK her
ausstellen. Daran anschließend wird in Kapitel 3.2 die rechtskritische These 
entwickelt. Sie besagt, dass die völkerrechtlich hergestellte Sichtbarkeit das 
Phänomen der sozialen Unsichtbarkeit von Menschen mit Behinderungen nicht 
auflöst, sondern unter veränderte Bedingungen stellt. Nachvollzogen wird diese 
These entlang der dichotomen Rechtslogik, nach der Gleichberechtigung und 
Gleichbehandlung aufeinander bezogene Aspekte darstellen, ihre Beziehung 
aber immer brüchig erscheint (Mégret, 2008). Während eine auf Gleichbehand
lung bezogene „Inklusion in den Köpfen“ (Kap. 3.2.2) zwar notwendig auf einer 
gleichberechtigenden „Inklusion durch Recht“ (Kap. 3.2.1) aufbaut, werden be
reits hier formalrechtlich Bedingungen wirksam, die dort inklusionsorientierte 
Handlungsmotive unmöglich erscheinen lassen. Zuspitzen lässt sich diese Dy
namik im Bruch zwischen Recht und Gerechtigkeit, deren menschenrechtliches 
Verhältnis durch die instrumentelle Rechtslogik verloren zu gehen droht (Kap. 
2.2.3). Um also das empathische Selbstbestimmungsverständnis der UN-BRK 
fortschreiben zu können, müssen diese rechtimmanenten Grenzen menschen
rechtstheoretisch verarbeitet werden können. Die UN-BRK wäre tatsächlich im 
Scheitern begriffen, wenn sich mit und damit in ihr nicht nachvollziehen ließe, 
wie das menschenrechtliche Emanzipationsversprechen unterlaufen wird. Da
hingehend wird mit Jaeggis „Kritik von Lebensformen“ eine Interpretation der 
UN-BRK vorgestellt (Kap. 3.3), nach der sich die Rationalität der UN-BRK entlang 
der Möglichkeit beurteilen lässt, die Grenzen der UN-BRK zu reflektieren. 

In „Die Durchsetzung der UN-BRK“ (Kap. 4) werden aus dem Konventionskor
pus Ansätze und Anknüpfungspunkte herausgearbeitet, die eine solche Reflexion 
bereits erkennen lassen. Im Verlauf dieser Untersuchung konventionsinterner 
Vorstellungen sozialen Wandels deutet sich an, dass im BRK-Fachausschuss 
eine grundsätzliche Problematisierung andauernder Behinderungserfahrungen 
angesetzt wird. Um diese noch vorsichtige Bewegung menschenrechtstheore
tisch zu verorten, wird zunächst am Inklusionsgedanken das Modell erläutert, 
das gewissermaßen überholt werden muss (Kap. 4.1). Am konventionsinternen 
Gerechtigkeitsmodell, der Konzeption inklusiver Gleichheit, lässt sich darauf 

3 In der vorliegenden Untersuchung wird stets auf den englischen Wortlaut der UN-BRK zu
rückgriffen, weil dieser im Gegensatz zur deutschen Fassung rechtlich verbindlich ist (Art. 50 
UN-BRK). Dennoch ist nicht zuletzt im Sinne der politischen Bewusstseinsbildung (Art. 8 
UN-BRK) eine deutsche Übersetzung angezeigt. Da aber die amtliche Übersetzung, wie sie im 
Bundesgesetzblatt (BGBl.) Teil II von 2008 abgedruckt ist, berechtigte Kritik von Selbstvertre
tungsorganisationen hervorgerufen hat, wird im Folgenden auf die Schattenübersetzung des 
„Netzwerk Artikel 3“ (2018) zurückgegriffen. 
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aufbauend ein Anknüpfungspunkt zeigen, an dem sich eine Weiterentwicklung 
der menschenrechtlichen Erfassung von Behinderungserfahrungen abzeich
net (Kap. 4.2). In der Diskussion von Bedingungen sozialer Wertschätzung ist 
erkennbar, dass die Anerkennungssphäre als Ergebnis einer rechtlichen Or
ganisation menschlicher Beziehungen verstanden wird. Statt allein auf einen 
unzureichend in Recht gesetzten Status abzustellen, kommen Aspekte zur 
Sprache, die erst aus dessen Geltung folgen. Repräsentiert ist diese Auseinan
dersetzung im Ableismusbegriff (Kap. 4.3). In der mit diesem assoziierten Kritik 
werden Menschenrechte in ihrer Normativität zum Thema. An den Studies in 
Ableism werden exemplarisch Herausforderungen angezeigt, die sich der men
schenrechtstheoretischen Integration neuer Theorieansätze stellen. Denn die 
umfassende Kritik an impliziten wie expliziten Normen, durch die Behinde
rungserfahrungen konstituiert werden (Campbell, 2001, S. 44 FN 5), richtet sich 
direkt gegen einen menschenrechtlichen Universalismus (Campbell, 2013, S. 215). 
Doch nur, wenn die Inhalte in ihrer ableismuskritischen Reichweite aufgegriffen 
werden, vollzieht der BRK-Fachausschuss tatsächlich eine Weiterentwicklung 
gegenüber einem bisher auf Einstellungen, Stereotypen und Stigmata ausgerich
teten Anerkennungsverständnis (Art. 8 UN-BRK). Wie der BRK-Fachausschuss 
diese Herausforderung einer unmöglichen Wahl zwischen einem epistemo
logischen Eklektizismus und dem Entzug der eigenen Voraussetzung in der 
radikalen Universalismuskritik löst, ist bisher nicht abzusehen. Der diese Studie 
abschließende Vorschlag, eine Rekonstruktion der andauernden Unsichtbarkeit 
an die bisher nicht weiter differenzierte Förderung der allen innewohnenden 
Menschenwürde in Artikel 1 UN-BRK anzuknüpfen (Kap. 5), deutet sich zwar 
bereits vorsichtig in den aktuellen Konventionsdokumenten an (CRPD/C/GC/8, 
Abs. 55 FN 41), ist bisher allerdings noch gänzlich interpretationsoffen. 

Damit wird das Ziel der vorliegenden Untersuchung zum offenen Ende. Auf 
der einen Seite ist der Versuch unternommen, das menschenrechtliche Begriffs
gerüst in einer Weise aufzuschließen, durch die es kritisch verhandelt werden 
kann, ohne dass gleich das gesamte darin formulierte Anspruchsniveau infrage 
steht. Ob sich eine solche Rekonstruktion auf der anderen Seite tatsächlich im 
Konventionszweck anbinden lässt, um davon ausgehend neue Transformations
prozesse zu orientieren, lässt sich nicht vorwegnehmen. In dieser Hinsicht ist 
zumindest die Bedingung formuliert, dass eine solche Rekonstruktion über eine 
Kritik an der funktionalen Verkürzung der UN-BRK zur stillen Voraussetzung 
zu vermitteln ist. Die UN-BRK nicht auf ihre Rechtswirkung zu begrenzen, 
sondern von dieser ausgehend einen umfassenden Blick auf beständige Behinde
rungserfahrungen zu entwickeln, kann schließlich an die Herangehensweise der 
Critical Disability Studies anschließen (Meekosha/Shuttleworth, 2009, S. 65). 
Während die Disability Studies überhaupt das wesentliche Bezugswissen zur 
UN-BRK bereitstellen (Degener/Butschkau, 2020, S. 134–135), lässt sich den 
Critical Disability Studies der skeptische Blick über die Umsetzungsprozesse 
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hinaus zuordnen. Gleichzeitig gründet dieser Ansatz in einer der Menschen
rechtsidee inhärenten moralischen Forderung: „Wenn die Menschenrechte auch 
als eine Form der Artikulation der Gewaltgeschichte aufgefaßt werden, dann gilt, 
daß ihr Charakter als Artikulationsversuch erhalten bleiben muß“ (Joas, 2015, 
S. 146). Darin, den Zusammenhang beider Perspektiven immer wieder lebendig 
nachzuvollziehen, mündet der titelgebende Vorschlag, mit der UN-BRK in eine 
hadernde Auseinandersetzung zu treten. Denn solange mit der versagenden 
Geltung der UN-BRK gehadert wird, löst sie etwas in den Menschen aus. Ohne 
einen solchen Impuls gäbe es schließlich gar keinen Anlass, die Emanzipation 
von Menschen mit Behinderungen aus ihrer sozialen Verdrängung weiterhin 
zum Thema zu machen. 
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2 Die Bedeutung der UN-BRK 

The States Parties to the present Convention, […] Concerned that, despite these various 
instruments and undertakings, persons with disabilities continue to face 
barriers in their participation as equal members of society and violations of their 
human rights in all parts of the world. 
(Präambel lit. k UN-BRK) 

Eine jede Auseinandersetzung mit der menschenrechtlichen Idee steht vor der 
Schwierigkeit, dass es an sich keine Theorie der Menschenrechte gibt, die nicht 
zugleich eine Theorie der Gesellschaft wäre (Horkheimer, 1937/2009, S. 196). 
Das Erschwerende liegt in der Selbstverständlichkeit, mit der dieser Umstand 
in menschenrechtlichen Untersuchungen vorausgesetzt wird. Die „realistische 
Utopie“ (Habermas, 2010, S. 354) der Menschenrechte enthält das Versprechen 
einer Welt, die sich entlang von Gründen gestalten lässt (Benhabib, 2016, S. 95). 
Sowohl im „moralischen Intuitionismus“ (Baldus, 2016, S. 57) einer allen Men
schen inhärenten Würde als auch in der Perspektive auf Menschenrechte als „eine 
Form der Artikulation der Gewaltgeschichte“ (Joas, 2015, S. 146) gesellschaftli
cher Organisation wird ein Versprechen aufrechterhalten, dessen Möglichkeit 
keineswegs ausgemacht ist. Denn, wie Max Horkheimer (1937/2009) in seinem 
programmatischen Text „Traditionelle und kritische Theorie“ festhält, hat „die 
Existenz der Gesellschaft […] entweder auf unmittelbarer Unterdrückung be
ruht oder ist eine blinde Resultante widerstrebender Kräfte, jedenfalls nicht 
das Ergebnis bewusster Spontaneität der freien Individuen“ (S. 256). Damit das 
Versprechen einer praktisch werdenden Vernunft im menschenrechtlichen Pro
jekt realistisch wird, muss es als Ergebnis einer Realität verstanden werden, die 
menschenrechtliche Forderungen überhaupt erst utopisch erscheinen lässt. Dass 
diese Anforderung schließlich selbst den Charakter einer moralischen Forderung 
annimmt (Joas, 2015, S. 146), versinnbildlicht die Schwierigkeit, Menschenrechte 
als eigenständige Wirklichkeitsdeutungen zu interpretieren. 

Dabei besteht die Bedeutung der UN-BRK gerade darin, dass Menschen mit 
Behinderungen ihre Wirklichkeit entlang der menschenrechtlichen Idee inter
pretiert haben. Die selbstbestimmte Deutung von Behinderungserfahrungen 
als Missachtung, Demütigung und Erniedrigung resultiert in einem delibera
tiv verhandelten Dokument (Degener, 2015, S. 56). In der UN-BRK findet so 
der langjährige Kampf einer internationalen Behindertenbewegung für gleiche 
Rechte ihren wirksamen Ausdruck (Schulze, 2020). Die soziale Frage nach einem 
gesellschaftlichen Umgang mit denen, „die für den Markt zu leistungsschwach 
oder zu störend sind“ (Dörner, 1996, S. 17) und lediglich Kosten verursachen, wird 
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damit auf eine neue Grundlage gestellt. Statt vermeintlich medizinischer oder 
psychiatrischer Tatsachen werden faktische Unrechtserfahrungen thematisiert. 
Der sogenannte Paradigmenwechsel von einer Fürsorge- zur Gerechtigkeitslogik 
stellt durch diesen sozial bewegten Eingriff das normative Gewicht wissenschaft
licher Tatsachenbehauptung infrage (Herzog, 2018, S. 96). Damit wird zugleich 
die soziale Frage selbst zum Gegenstand. 

Gerade der historische Umstand, dass Behinderungserfahrungen durch die 
Form einer sozialen Frage strukturiert sind, lässt besondere Stärken der men
schenrechtlichen Idee sichtbar werden. Während es bereits vor der UN-BRK jene 
zahlreichen Instrumente und Versuche gegeben hat, die in der Präambel aufgeru
fen werden, haben sich deren Mittel als unzureichend erwiesen (Quinn/Degener, 
2002). Um Behinderungen nicht weiter als eine gesellschaftlich zu bewältigende 
Herausforderung (Castel, 1995/2008, S. 17), sondern unter dem Gesichtspunkt der 
ihnen innewohnenden Würde zu betrachten, brauchte es einer nachdrückliche
ren Lösung. Dementsprechend werden auf Basis einer menschenrechtlichen Ori
entierung sowohl der moralisierende Umgang mit Beeinträchtigungen kritisiert 
als auch ein unabhängig von physischen oder psychischen Zuständen bestehen
der Anspruch auf gleiche Rechte moralisch begründet. Diesen zweifachen Blick 
auf Moral und Recht versinnbildlicht Jürgen Habermas (2010) im „Janusgesicht“ 
(S. 348) der Menschenrechte. Er charakterisiert Menschenrechte entlang einer po
litisch strukturierten Übersetzung ihres „ausschließlich moralischen Inhalts […] 
[in] die Form positiver, strafbewehrter subjektiver Rechte“ (S. 348). Menschenrech
te bauen eben nicht allein auf moralischen Begründungen auf, sondern gestalten 
Rechtssetzungsprozesse, in denen Rechtsansprüche zu wirksamen Mitteln wer
den (Lohmann, 2015, S. 176). Eine fundamentale Bedeutung der UN-BRK liegt so
mit in der menschenrechtlich begründeten Selbstbehauptung gegen die diskri
minierende Form einer sozialen Frage. 

Darin liegt gleichzeitig das wesentliche Selbstverständnis moderner Men
schenrechte. Die historische Anerkennung, dass die jeweiligen Staaten selbst als 
größte Bedrohung der grundlegenden Rechte des Menschen auftreten, hat ihre 
Institutionalisierung nach dem Zweiten Weltkrieg motiviert (Menke/Pollmann, 
2007/2017, S. 19). Da „die Nichtanerkennung und Verachtung der Menschenrech
te zu Akten der Barbarei geführt haben“ (Präambel, Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte [AEMR]4), wurde zum Schutz der Menschen eine „Herrschaft 
des Rechtes“ (Präambel AEMR) etabliert. Aufbauend auf der Charta der Vereinten 
Nationen von 1945 entstand ein Menschenrechtsregime, in dem Individuen als 
Träger*innen von subjektiven Rechten anerkannt wurden (Haratsch, 2010, S. 71). 
Das Verhalten des Staates gegenüber seinen Bürger*innen wurde zu einer inter

4 Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, Resolution 217 A (III) vom 10. Dezember 1948. 
https://www.ohchr.org/en/human-rights/universal-declaration/translations/german-deutsch 
(Abfrage: 13.01.2026). 
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nationalen Angelegenheit. Während das Völkerrecht vor dem Zweiten Weltkrieg 
lediglich als Recht zwischen Staaten bestimmt war, besteht das grundlegende 
Charakteristikum der modernen Menschenrechte in eben diesem Anspruchs
charakter des Subjekts gegenüber seinem jeweiligen Staat. Das subjektive Recht, 
das moralische Vermögen andere zu verpflichten (Kant, 1785/2016, S. 237), wird 
zum juridischen Vermögen, diese Pflicht als Anspruch auch tatsächlich geltend 
zu machen (Weber, 1921/2002, S. 398). Diese Ausrichtung hat in der zweiten Hälf
te des 20. Jahrhunderts insofern eine Revolutionierung des Völkerrechts nach 
sich gezogen, als dass darauf aufbauend eben jenes System von Institutionen 
und Interpretationen entstanden ist, das heute die Praxis der Menschenrechte 
bestimmt (Klein, 2012, S. 123). 

Während die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948 den „schwe
ren Mangel“ (Joas, 2015, S. 276) einer rechtlich unverbindlichen Deklaration in
nehat, bilden die beiden völkerrechtlich verbindlichen Menschenrechtspakte von 
1966 den eigentlichen „Kern der menschenrechtlichen Aktivitäten der Vereinten 
Nationen“ (Haratsch, 2010, S. 73). Der „Internationale Pakt über bürgerliche und 
politische Rechte“ (Zivilpakt)5 und der „Internationale Pakt über wirtschaftliche, 
soziale und kulturelle Rechte“ (Sozialpakt)6 bilden die Grundlage aller folgen
den Menschenrechtskonventionen, wie die UN-BRK, die diese im Wesentlichen 
konkretisieren und verstärken (Haratsch, 2010, S. 73). Die Grundidee moderner 
Menschenrechte besteht schlussendlich darin, Menschenrechte qua völkerrecht
licher Ratifizierung der jeweiligen Verträge zum verfassungsrechtlichen und 
damit grundrechtlichen Selbstverständnis der Vertragsstaaten zu machen (Poll
mann, 2012, S. 130). Auf diese Weise soll verhindert werden, dass Menschen 
„als letztes Mittel zum Aufstand gegen Tyrannei und Unterdrückung […] grei
fen“ (Präambel AEMR). Die Institutionalisierung des Menschenrechtsregimes 
repräsentiert das Versprechen einer Herrschaft des Rechts, das „die Adressaten 
ausnahmslos und gleichermaßen zu einem Verhalten [verpflichtet], das generali
sierte Verhaltenserwartungen erfüllt“ (Habermas, 1998/2019, S. 311). Mit anderen 
Worten stiftet das Recht einen sozialen Zusammenhang, in dem „das Gesollte 
[die rechtliche Norm] beansprucht, gleichermaßen gut für alle zu sein“ (S. 311). 
„Die Menschenrechte fordern zwar mehr als nur das ,nackte‘ Überleben, aber 
doch zugleich auch weniger als das ,gute‘ oder ,glückliche‘ Leben“ (Pollmann, 
2022, S. 379). Die rechtliche Gestaltung ist als Bedingung der Möglichkeit plura
ler Vorstellungen dessen zu betrachten, was es heißen kann, ein gutes Leben zu 
führen. 

5 Gesetz zu dem Internationalen Pakt vom 19. Dezember 1966 über bürgerliche und politische 
Rechte vom 15. November 1973, BGBl. 1973 II, S. 1533. 

6 Gesetz zu dem Internationalen Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, BGBl. 
1973 II, S. 1569. 
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Menschenrechte sind berechtigte Ansprüche jedes Menschen auf eine sie als Gleiche 
berücksichtigende politische Ordnung, die sich zunächst an die für diese Ordnung 
Verantwortlichen richten, darüber hinaus aber auch für jeden anderen Menschen die 
Verpflichtung schaffen, so weit als möglich zur Herstellung einer solchen politischen 
Ordnung beizutragen. (Menke/Pollmann, 2007/2017, S. 41) 

Eine staatliche Rechtsordnung erscheint somit als eine notwendige Bedingung 
für die Wirksamkeit subjektiver Rechtsansprüche (Alexy, 1998, S. 258). Darüber 
hinaus gründet die besondere Reichweite in jenem Janusgesicht, das eben nicht 
nur dem Recht, sondern auch der Moral zugewandt ist. Während aber alle Rechte 
formal eine Relation zwischen Träger*in, Adressat*in und Gegenstand ausdrü
cken (S. 244), die mit ihnen entsprechenden Verpflichtungen korrespondieren 
(S. 246), liegt die Schwierigkeit von Menschenrechten regelmäßig darin, eine*n 
passende*n Adressat*in für den Gegenstand ausfindig zu machen (Pollmann, 
2022, S. 228). Das liegt schlicht daran, dass die Gruppe der Verletzenden und 
diejenigen, die das Unrecht ausgleichen, nicht identisch sind. Während sich 
im Fall von Sterilisationen von behinderten Frauen noch Täter*innen zuordnen 
ließen und sich schlussendlich „lediglich“ die Frage nach dem Verfolgungswillen 
im jeweiligen Staat stellt, ist es beispielsweise beim korrelativen Zusammenhang 
von Armut und Behinderung (Department of Economic and Social Affairs, 2019, 
S. 34) nicht möglich, zwischen Verursachung und Beseitigung eine deckungs
gleiche Gruppe ausfindig zu machen, um Artikel 28 UN-BRK, „Angemessener 
Lebensstandard und sozialer Schutz“ (Schattenübersetzung) zu gewährleisten. 
Vor diesem Hintergrund hat die UN ihren Human-Rights-based-Approach en
twickelt (Office of the United Nations High Commissioner for Human Rights 
[OHCHR], 2006). Dessen wesentliches Ziel besteht gerade darin, die rechtliche 
Relation von Anspruch und korrespondierender Pflicht aktiv herzustellen (S. 15). 
Denn der anfängliche Mangel der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte 
ist in den vergangenen Jahrzehnten mit dem Ausbau eines institutionalisierten 
Menschenrechtsregimes behoben worden. 

„Das normative Profil der Menschenrechte“ (Bielefeldt, 2008a, S. 119) lässt 
sich demnach entlang dreier Aspekte differenzieren: (1) ihrem normativen 
Universalismus, (2) der institutionellen Infrastruktur und (3) ihrer emanzipato
rischen Ausrichtung. Alle drei Aspekte wirken konstitutiv für ein Konzept der 
Menschenrechte, lassen sich jedoch in mannigfaltigen Konzeptionen ausbuch
stabieren. Jede theoretische Menschenrechtskonzeption, genauso wie jede neue 
Menschenrechtserklärung, strukturiert das normative Profil dem Sinn entspre
chend, der das praktische Vorhaben überhaupt anschiebt. Die UN-BRK ist in 
Reflexion der Tatsache formuliert, dass es eines grundsätzlichen und global wirk
samen Instrumentariums bedarf, um die Macht einer staatlichen Verwaltung der 
Lebensbedingungen von Menschen mit Behinderungen zu brechen. Diese eman
zipatorische Ausrichtung bestimmt die UN-BRK so grundlegend, dass sich aus 
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ihr heraus die enge Verbindung von Universalismus und Institutionalisierung 
innerhalb der Konvention erklären lässt. 

Die umfassende Bedeutung der UN-BRK soll im Folgenden entlang des 
normativen Profils der Menschenrechte erschlossen werden. Dabei wird des
sen Darstellung im Wesentlichen durch eine Auslegung des ersten Artikels der 
UN-BRK orientiert. In Kapitel 2.1 „Der Inhalt der Menschenwürde“ wird zunächst 
der erste Satz auseinandergesetzt. Auf diesem aufbauend werden grundsätzli
che Fragen der Menschenrechtstheorie erläutert und einige Innovationen der 
UN-BRK angezeigt. Es wird eine Würdekonzeption vorgestellt, in der die Ver
letzungserfahrungen im Vordergrund stehen. In Kapitel 2.2 „Sichtbarkeit im 
Völkerrecht“ wird der normative Universalismus vor dem Hintergrund seiner 
völkerrechtlichen Institutionalisierung nachgezeichnet. Mit einem besonderen 
Augenmerk auf die menschenrechtliche Begründungspraxis werden wichtige 
Elemente für meine Untersuchung der UN-BRK vorbereitet. Im letzten Schritt, 
Kapitel 2.3 „Der Geist der UN-BRK“, wird das spezifisch menschenrechtliche Be
hinderungsverständnis mit dem zweiten Satz von Artikel 1 UN-BRK untersucht. 
Ich schlage abschließend eine Verbindung der beiden Sätze vor, die einerseits den 
Versuch darstellt, jener moralischen Forderung gerecht zu werden, die in Men
schenrechten ausgedrückte Gewaltgeschichte zu erinnern. Andererseits stelle ich 
mit Max Horkheimers Sozialphilosophie eine analytische Herangehensweise vor, 
durch die Menschenrechte in ihrer gesellschaftlichen Normativität reflektiert 
werden können. Auf dieser zweifachen Grundlage lässt sich die Bedeutung der 
UN-BRK in einem Hadern mit der normativen Bedeutung von Beeinträchtigun
gen verorten, in dem sowohl ein heuristisches Motiv als auch ein analytischer 
Zugang zum Konventionstext enthalten ist. 

2.1 Der Inhalt der Menschenwürde 

Von seinem blutigen Ursprung befreit, ist der Begriff der Würde des Individuums 
heute eine der Ideen, die eine humane Organisation der Gesellschaft kennzeichnen. 
(Horkheimer, 1947/2008, S. 178) 

Den zentralen Begriff der modernen Menschenrechte bildet die Menschenwür
de. Erst seit 1945 steht sie im Zentrum der menschenrechtlichen Idee (Lohmann, 
2015, S. 170). Als Anfang aller Menschenrechtskonventionen repräsentiert sie 
das spezifisch Menschliche in jedem Einzelnem, zu dessen Achtung, Schutz und 
Gewährleistung Menschenrechte kodifiziert werden (Della Fina, 2017a, S. 92). 
Entgegen ihrer grundlegenden Stellung innerhalb menschenrechtlicher Doku
mente bleibt die Menschenwürde dennoch ein genuin philosophischer Begriff 
(Tiedemann, 2014, S. 51). Als solcher stiftet er bereits seit der europäischen 
Neuzeit einen Gattungsbegriff von Menschheit (Bayertz, 1995, S. 468). In der 
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Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 findet dieser schließlich 
einen globalen Ausdruck: „Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und 
Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einan
der im Geist der Brüderlichkeit begegnen“ (Art. 1 AEMR). Dass die Aushandlung 
allein dieses Artikels sechs Sitzungen umfasste, verdeutlicht die politischen und 
philosophischen Schwierigkeiten (Tiedemann, 2014, S. 20). Dieser erste Artikel 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte verdichtet bis heute die wesent
lichen Bereiche, die mit dem Würdebegriff diskutiert werden. Verhandelt wird, 
(1) wer als Träger*in von Menschenrechten infrage kommt und (2) wie diese*r 
Träger*in verstanden werden muss (Menke, 2009, S. 26). Darüber hinaus deutet 
sich mit der Verabschiedung der UN-BRK an, dass auch (3) die Bedingungen von 
Solidarität in die Auseinandersetzung um den Inhalt der Menschenwürde stärker 
einbezogen werden müssen. 

Alle drei Themenkomplexe sind tief im modernen Denken verankert (Bay
ertz, 1995, S. 481). „Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, die versucht gewesene 
Orthopädie des aufrechten Gangs“ (Bloch, 1961/1977, S. 199) der Französischen 
Revolution, setzt sich sichtlich im Menschenwürdebegriff fort. Der Umstand, 
dass die vergangenen Dekaden intensiver und interdisziplinärer Diskussio
nen kein einheitliches Verständnis des Würdebegriffs hervorgebracht haben, 
unterstreicht die enge Verbindung zum normativ gesellschaftlichen Selbstver
ständnis, das sich in ihm abbildet. In Vorbereitung darauf, die UN-BRK über 
das Motiv eines Haderns mit ihren Inhalten analytisch zu erschließen, schlage 
ich im Folgenden vor, die Menschenwürde als einen „Kollektivgedanken“ (Fleck, 
1935/2017, S. 58) zu verstehen. Ludwik Fleck versteht darunter Gedanken, die von 
verschiedenen Individuen weiterentwickelt werden und darüber eine inhaltli
che Variation entfalten. In dieser Vielheit der „Erkenntnisse, Begriffsbildungen, 
Auffassungen und Denkgewohnheiten“ (S. 58) strukturiert sich dennoch eine Ein
heit, die historisch und soziologisch geprägt ist (S. 66). In der Menschenwürde 
versinnbildlicht sich so verstanden eine historische Erfahrung, deren Systema
tisierung Begriff, Begriffenes und das Denkkollektiv der Begreifenden umfasst. 
Für Fleck verschiebt sich in dieser „Dreigliedrigkeit“ (S. 115) der Untersuchungs
gegenstand notwendig von einer konkreten Tatsache zu den Bedingungen ihrer 
Einheit. Dem entsprechend gibt der philosophische wie rechtliche Würdebegriff 
nicht nur Auskunft darüber, wie der moderne Mensch ontologisch verstanden 
wird, sondern kennzeichnet darüber hinaus Aspekte, was aktuell unter einer 
humanen Organisation menschlichen Zusammenlebens verstanden werden 
kann (Horkheimer, 1947/2008, S. 178). 

Dieses Verständnis der Menschenwürde gilt gleichzeitig einem weiten Ge
rechtigkeitsverständnis. Ein solches ist im Zusammenhang der menschen
rechtlichen Idee umstritten und wird mitunter nachdrücklich zurückgewiesen 
(Lohmann, 2018b). Menschenrechte sind zwar unzweifelhaft „Forderungen nach 
Gerechtigkeit und Legitimität, die unsere kollektive Existenz prägen“ (Benhabib, 
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2016, S. 84). Doch geht es „in der Gerechtigkeit des Rechts […] nicht um den 
richtigen Zustand der Welt, sondern das richtige ,politische‘ Verhältnis: Es geht 
um die Gleichheit unter Bürgern“ (Menke, 2018b, S. 37). Ob und inwieweit eine 
Gerechtigkeit des Rechts in den menschenrechtlichen Zielen aufgeht, berührt die 
Möglichkeiten und Grenzen menschenrechtlicher Ansprüche und wird die Fra
gen in dieser Studie mal mehr, mal weniger vordergründig begleiten. Bemessen 
wird die gerechtigkeitsorientierte Reichweite an der Verhältnisbestimmung von 
Menschenrechten zur Menschenwürde. 

Deshalb gilt es im Folgenden eine untrennbare Einheit im Würdebegriff 
herauszuarbeiten. Der allgemeine Status, den sie in menschenrechtlichen Texten 
einnimmt, und der individuelle Status, den sie praktisch ausdrückt, müssen in 
einer Weise verbunden werden, die erkennen lässt, worin die Trennung erster 
Hand besteht. Im Verhältnis aus einer notwendigen Bedingung der Begründ
barkeit menschenrechtlicher Universalität (Alexy, 2004, S. 16) und den scheinbar 
nur hinreichenden Bedingungen menschenrechtlicher Inklusivität herrscht eine 
Spannung, die sich rational nicht aufheben lässt. So konstatiert Heiner Bielefeldt 
(2008b), dass „alle Versuche, die Menschenwürde direkt zu ,begründen‘, […] un
vermeidlich irgendwann in Tautologien oder Abbrüchen der Argumentationsket
te [enden]“ (S. 17). Nichtsdestotrotz dürfen aufgrund der geltungstheoretischen 
Notwendigkeit neue Begründungsansätze nicht ausbleiben. Viel eher haben sie 
die begründungstheoretischen Widrigkeiten zu berücksichtigen (Schidel, 2023, 
S. 178). Im Ergebnis zeigt sich ein „Begründungspluralismus“ (Lohmann, 2018a, 
S. 142), der ein Würdeverständnis als Kollektivgedanken unterstützt. So laufen 
zwar die Geltungsbedingungen der Menschenrechte im Würdebegriff zusam
men, doch strukturiert die Würde darin eher die Grenzen, innerhalb derer über 
die Geltung der Menschenrechte diskutiert werden kann. 

Vor diesem Hintergrund besteht zunächst das Ziel darin, eine bemerkens
werte Würdedimension zu erklären, die im ersten Artikel der UN-BRK zum 
Ausdruck gebracht wird. Dort wird die Pflicht formuliert, „die Achtung der 
[Menschen mit Behinderungen] innewohnenden Würde zu fördern“ (Art. 1 Schat
tenübersetzung). Diese sprachliche Neuerung im menschenrechtlichen Kontext 
(Graumann, 2011, S. 37) rekurriert, so die hier vertretene These, im Wesentlichen 
auf einen materiellen Sinn. Dieser folgt einerseits aus dem historischen wie 
systematischen Status der Würde, verhandelt aber andererseits grundlegend den 
Bezugsrahmen des individuellen Status’. In der Frage danach, was an der Würde 
als förderungsfähig und -bedürftig vorgestellt werden kann, lässt sich zeigen, 
dass es nicht der individuelle Status ist, sondern die Bedingungen der begriffli
chen Einheit. Im Würdebegriff kann somit ein Teilaspekt der These vorbereitet 
werden, die den Kern eines Haderns mit der UN-BRK auszeichnet. Denn, obwohl 
empirisch der individuelle Status von Menschen mit Behinderungen prekär ist, 
scheitert ein menschenwürdiges Leben an der Möglichkeit, einen allgemeinen 
Status erfahrbar zu machen. 

22 



2.1.1 Der Status der Menschenwürde 

Während die funktionale Stellung der allen Menschen inhärenten Würde in men
schenrechtlichen Texten weitestgehend klar ist, bleibt ihre normative umstrit
ten. So bildet sie den Einstieg in menschenrechtliche Texte, ohne dass damit eine 
Klarheit über ihre Wirkung einherginge. Die Menschenwürde wird als absoluter 
Wert (Lutz-Bachmann, 2021, S. 259), „unbedingte Prämisse“ (Bielefeldt, 2008b, 
S. 13), „Worumwillen“ (Pollmann, 2022, S. 321) oder „Geltungsgrund“ (Tiedemann, 
2014, S. 23) der Menschenrechte bezeichnet. Doch darüber, wie das Verhältnis von 
Menschenwürde und Menschenrechten zu verstehen ist, herrschen mitunter sehr 
stark differierende Ansichten (Schidel, 2023, S. 267–290). Diskutiert werden diese 
vor dem Hintergrund eines Menschenwürdebegriffs, in dem historische und sys
tematische Aspekte synthetisiert werden. Habermas (2010) bezeichnet die Würde 
dahingehend als das „begriffliche Scharnier“ (S. 348) zwischen rational begründe
ter Moral und positivem Recht. Dabei gehen beide Aspekte mit unterschiedlichen 
Anforderungen einher. Eine universell moralische Geltung erlangen nur die Rech
te, deren Pflichten sich gegenüber allen anderen rechtfertigen lassen (Forst, 2007, 
S. 36). Für die Staaten stellt sich aber die Frage nach der Operationalisierbarkeit 
menschenrechtlicher Werte und Normen (Tiedemann, 2014, S. 49). Auf der einen 
Seite wird diskutiert, was überhaupt der Inhalt von Menschenwürde sein kann; 
auf der anderen, wie dieser Inhalt rechtlich so interpretiert werden kann, dass aus 
ihm Gesetze folgen. Die Menschenwürde wird so zum Dreh- und Angelpunkt ei
nes modernen Verständnisses des Menschen als (Menschenrechts-)Subjekt (Men
ke, 2012, S. 148). 

Den Fluchtpunkt dieser „unwahrscheinlichen Synthese“ (Habermas, 2010, 
S. 348) bilden die Rechtsrevolutionen des langen 19. Jahrhunderts. Nicht nur die 
Französische Revolution, sondern auch die Amerikanische Unabhängigkeits
erklärung sowie die Haitianische Revolution bilden eine gesamte „atlantische 
Verfassungsrevolution“ (Brunkhorst, 2012a, S. 92). Doch schon die mit diesen Re
volutionen einhergehenden Grundrechtsdeklarationen zeigen, dass trotz eines 
geteilten Wortlauts immer lokale Sinnbedingungen verknüpft werden (Ha
bermas, 1990/2017, S. 113). In der Gegenüberstellung der Amerikanischen und 
der Französischen Revolution arbeitet Habermas heraus, dass es weniger die 
Organisation der Staatsgewalt als das Verhältnis von Staat und Gesellschaft 
ist, das unterschiedlich interpretiert wird (S. 133). Die sich mit den Verfas
sungen materialisierende Gleichheitsidee wird vor den jeweiligen historischen 
Hintergründen anders konzipiert. Ob die amerikanische Unabhängigkeit vom 
britischen Königshaus oder der Umsturz des Ancien Régime forciert wird, macht 
einen entscheidenden Unterschied (S. 113). Zwar besteht Einigkeit in der aufklä
rerischen Tradition des Naturrechts, durch das der Menschen zum Grund von 
Normen erklärt wird. Ob aber die menschliche Würde „als letzte Quintessenz 
des klassischen Naturrechts“ (Bloch, 1961/1977, S. 232) Amerikanisch im Indivi
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duum freigesetzt oder Französisch erst im Individuum entfaltet werden soll, hat 
grundlegende Konsequenzen für das Staatsverständnis (Habermas, 1990/2017, 
S. 133). Während diese Differenz aus stärker liberalem und demokratischem 
Verständnis heute noch sichtbar ist, hat sich die menschenrechtliche Idee zu 
dem Medium entwickelt, in dem das Verhältnis des Einzelnen zum Allgemeinen 
reflektiert wird. Schließlich strukturieren die modernen Menschenrechte seit 
1945 die praktische Erkenntnis, dass die Staaten mitunter zur größten Bedrohung 
der Menschen werden (Menke/Pollmann, 2007/2017, S. 19). 

Der in den atlantischen Revolutionen naturrechtlich überpositive oder vor
politische Charakter der Menschenrechte weicht der historischen Einsicht (Ha
bermas, 1990/2017, S. 144), dass es „keine angeborenen Rechte [gibt], sie sind alle 
im Kampf erworben oder müssen im Kampf erworben werden“ (Bloch, 1961/1977, 
S. 215). Darin liegt der revolutionäre Sinn des modernen Naturrechts. Dieser Sinn 
lässt sich nicht auf seine aktuellen Repräsentationen reduzieren, lebt aber den
noch von den konkreten Interpretationen gesellschaftlicher Verhältnisse, die sich 
in den Menschenrechten ausdrücken (Habermas, 1990/2017, S. 147). Während die
ser historisch soziologische Charakter zum Kanon der menschenrechtlichen Idee 
gezählt werden kann, ist es jener transzendierende, der die aktuellen Würdekon
zeptionen unterscheidet. Die Frage ist allerdings nicht, ob mehr gemeint wird, 
als bereits vorhanden ist, sondern wie dieses Sollen gegenüber dem gesellschaftli
chen Sein verstanden wird. Der Würdebegriff ist in seiner naturrechtlichen Tradi
tion weiterhin gegen jede menschliche Erniedrigung gerichtet (Bloch, 1961/1977, 
S. 234). Doch die Frage nach der Transzendenz hat darin weniger sozialutopi
schen als pragmatischen Charakter. Die Würde repräsentiert insofern eine „realis
tische Utopie“ (Habermas, 2010, S. 348), als dass die „unaufgelöst substantielle Ge
walt von politischer Herrschaft und sozialer Macht“ (Habermas, 1990/2017, S. 146) 
in positivem Recht aufgehoben werden soll. Menschenrechtsdogmatisch findet 
die Verhältnisbestimmung im Begründungszusammenhang von Legitimität und 
Legalität statt. 

Der fundamentale Status der Würde gründet in ihrer verbindenden Funktion 
dieser beiden Aspekte. Der heutige Begriff der Menschenwürde enthält gewis
sermaßen systematisch das, was sich historisch vollzogen hat. Die atlantischen 
Rechtsrevolutionen haben eine Dynamik losgetreten, durch die zunehmend mehr 
Menschen aus einer vertikalen Hierarchie in ein horizontales, also gleiches Ver
hältnis zueinander gestellt werden. Während in feudalen Gesellschaftsordnungen 
die rechtliche Berücksichtigung von der sozialen Stellung abhängt, repräsentiert 
das moderne Recht ein „Anerkennungsmedium“ (Honneth, 1994/2014, S. 197). 
Subjekte kommen rechtlich in ihren allgemeinen Eigenschaften zur Geltung 
bzw. werden erst durch diese Rechte zu Subjekten (Menke/Pollmann, 2007/2017, 
S. 148). Der ständische Ethos abgestufter Würden hat sich in den Singular plu
raler Würdevorstellungen zusammengezogen (Habermas, 2010, S. 350). Dieser 
moderne Plural gleicher Würden lässt schließlich den historischen Raum für 
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die besonderen Differenzen der Subjekte entstehen (Honneth, 1994/2014, S. 183): 
„Rechte stellen sicher, dass der Mensch, gerade weil er nicht länger durch seinen 
sozialen Status definiert wird, in jeder seiner sozialen Positionen und Rollen 
als Gleicher geachtet wird“ (Menke, 2012, S. 148). Diese horizontale Perspektive 
einer Gleichheit untereinander resultiert darin, dass eine vertikale Ebene durch 
Gesetze, unter denen alle gleich sind, legitimiert werden muss (Menke, 2004, 
S. 24). 

Honneth (1994/2014) spricht in diesem Zusammenhang von „zwei verschiede
nen Formen der Achtung“ (S. 179), die im Begriff der Menschenwürde zum Aus
druck kommen. Die erste Form entspricht der Idee einer unbedingt gleichen Ach
tung aller Menschen. Diese markiert die heutige Form eines allgemeinen Würde
begriffs, der in der Tradition der besonderen Stellung des Menschen in der Welt 
steht (Lohmann, 2015, S. 174). Die zweite Achtungsform behandelt einen besonde
ren Würdebegriff (S. 179). Dieser zielt auf die soziale Wertschätzung des Einzel
nen auf Basis der ersten Achtungsform. Im Unterschied zur vertikalen Perspek
tive unter dem Gesetz, geht es darin um die horizontale Ebene moralischer Ver
pflichtungen (Menke, 2004, S. 24). Diese entziehen sich aber einem positiv recht
lichen Zugriff (Lohmann, 2015, S. 179). Eine Erfahrung sozialer Wertschätzung 
lässt sich nicht direkt verordnen, ohne die freiheitlichen Bedingungen zu unter
laufen, die sich in ihr abbilden sollen (Böckenförde, 1991/2021, S. 112). 

In der Menschenwürde laufen somit zwei Geltungsformen zusammen: ihre 
moralische Begründbarkeit und ihre soziale Anerkennung. Während Begrün
dungsversuche Teil moralphilosophischer Diskussionen sind, werden unter 
Anerkennungsansätzen gesellschaftstheoretische Aspekte verhandelt (Grau
mann, 2011, S. 202). Im Kern geht es in beiden um die Frage, inwieweit ein 
allgemeiner Verpflichtungscharakter der gleichen Achtung aller Menschen ge
währleistet werden kann. Die historische Einsicht, dass alle Menschen aufgrund 
einer ihnen inhärenten Würde gleich sind, soll zur allgemeinen Grundlage des 
politischen Zusammenlebens werden. Der allgemeine Würdebegriff soll sich 
im Besonderen widerspiegeln. Während so durch rationale Begründungen die 
Allgemeinheit von sozialen Regeln (individuellen Rechten) gerechtfertigt wird, 
gilt die Anerkennung ihren Wirksamkeitsbedingungen. Um einen universellen 
Verpflichtungscharakter gewährleisten zu können, muss „die moralische Ein
sicht und Motivation an etwas im moralischen Subjekt appellieren, der Grund 
der Autorität muss den Charakter eines intern Verbindlichen annehmen, sonst 
droht normative Heteronomie“ (Saar, 2021, S. 143). 

Dieses intern Verbindliche ist in der Tradition Immanuel Kants (1785/2016) 
durch die Freiheit markiert: die menschliche Eigenschaft eigene Kausalitäten 
auszulösen (Abs. 446). Adorno (1963/2019) beschreibt diese Freiheit als einen 
Moment der Selbstbesinnung: „Wir sind eigentlich in dem Augenblick nicht mehr 
selber ein Stück Natur, in dem wir merken, indem wir erkennen, daß wir ein 
Stück Natur sind“ (S. 154). In dieser Realisierung befreit sich der Mensch von der 
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